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Zweiten Rentenversicherungs-Änderungsgesetzes (2. RVÄndG) 
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A. Bericht des Abgeordneten Geldner 


Der Entwurf des Zweiten Rentenversicherungs- i 
Änderungsgesetzes, den die Bundesregierung vor- 1 
gelegt hat, befaßt sich mit der Rentenversicherung 
bei Beschäftigungsverhältnissen zwischen Ehegatten. 
In der Rentenversicherung ist bisher versicherungs- 
frei, wer bei seinem Ehegatten in Beschäftigung | 
steht. Eine Berechtigung zur freiwilligen Versiehe- j 
rung bzw. zur Weiterversicherung ergibt sich aus 
diesem Tatbestand nicht, soweit nicht aus anderen 
Gründen die Möglichkeit einer Weiterversicherung 
vorhanden ist. 

Das Bundesverfassungsgericht hat in einem Be- 
schluß vom 26. November 1964 eindeutig erklärt, daß 
einerseits die Versicherungsfreiheit der Ehegatten 
mit dem Grundgesetz vereinbar ist, und daß anderer- 
seits ein völliger Ausschluß von der freiwilligen 
Versicherung gegen das Grundgesetz verstößt. 

Die Rechtslage in der sozialen Krankenversiche- 
rung, in der beschäftigte Ehegatten versicherungs- 
frei und zur freiwilligen Versicherung berechtigt 
sind, hat das Bundesverfassungsgericht nicht bean- 
standet; der Gesetzentwurf bezieht sich daher auch 
nur auf die soziale Rentenversicherung. 

Bei der Auslegung des Beschlusses des Bundes- 
verfassungsgerichts bestand im Ausschuß für Sozial- 
politik Übereinstimmung, daß das Bundesverfas- 
sungsgericht seine Prüfung in erster Linie unter ver- 
fassungsrechtlichen Gesichtspunkten vorgenommen 
hat und daß dem Gesetzgeber ein Spielraum über- 
lassen bleibt, innerhalb dessen er seine Entschei- 
dung treffen kann. Dieser Spielraum ist nach Mei- 
nung des Ausschusses aus dem Grundgedanken, den 
das Bundesverfassungsgericht zu dem Beschäfti- 
gungsverhältnis von Ehegatten geäußert hat, aus 
dem Urteil, aus der Struktur der sozialen Renten- 
versicherung und aus dem geltenden Recht heraus 
auszufüllen. 


Eine Mehrheit des Ausschusses hat sich dabei 
speziell von dem in der Begründung des Beschlus- 
ses ausgesprochenen Grundsatz leiten lassen, daß 
ein Arbeitsverhältnis zwischen Ehegatten, auch wenn 
es durch die eheliche Gemeinschaft modifiziert wird, 
„doch im Kern ein echtes Arbeitsverhältnis mit allen 
sonst daran anknüpfenden Folgen, z. B. steuerrecht- 
licher- und arbeitsrechtlicher Art" ist. Dieser Grund- 
satz soll daher nach Meinung der Mehrheit des Aus- 
schusses für solche Ehegatten zu einer Versiche- 
rungspflicht in der Rentenversicherung wie für die 
übrigen Arbeitnehmer führen. Die Streichung der 
Vorschriften über die Versicherungsfreiheit wurde 
daher gebilligt, so daß vom Inkrafttreten des Ge- 
setzes an eine Versicherungspflicht eintritt. 

Im Ausschuß wurde jedoch gleichzeitig betont, daß 
die Ehegatten nach wie vor die Mitarbeit des einen 
im Geschäft des anderen frei gestalten können, also 
keineswegs ein Arbeitsverhältnis abzuschließen 
brauchen. Versicherungspflicht tritt nur dann ein, 
wenn sie ein entgeltliches Beschäftigungsverhältnis 
eingehen. 

Der Ausschuß hat sich auch mit den mitttelbaren 
Auswirkungen näher befaßt, welche die Einführung 
einer Versicherungspflicht in diesen Fällen für 
andere Bereiche haben könnte. Da von der Versiche- 
rungspflicht nur solche Ehegatten erfaßt werden, die 
ein entgeltliches Beschäftigungsverhältnis als Arbeit- 
nehmer eingegangen sind, bestanden keine Mei- 
nungsverschiedenheiten darüber, daß hier, veranlaßt 
durch den Beschluß des Bundesverfassungsgerichts, 
ein Sonderfall in der gesetzlichen Rentenversiche- 
rung geregelt wird, von dem aus keine Schlußfolge- 
rungen für eine Alterssicherung der Selbständigen 
gezogen werden dürfen. 

Eine Reihe von Ausschußmitgliedern vertrat hin- 
gegen die Auffassung, daß ein Beschäftigungsver- 
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hällnis von Ehegatten mit sonstigen Arbeitsverhält- i 
nissen nicht generell vergleichbar sei, sondern sei- | 
nen eigenen Charakter habe. Von ihnen stellten ! 
die Vertreter der Fraktion der FDP den Antrag, die- i 
jenigen Ehegatten ohne den Nachweis sonstiger : 
Voraussetzungen von der Versicherungspflicht zu 
befreien, die dies beantragen. Zur Begründung wie- 
sen sie darauf hin, daß durch den Beschluß des Bun- 
desverfassungsgerichts keineswegs eine Versiche- 
rungspflicht gefordert werde, sondern daß es genüge, 
den beschäftigten Ehegatten eine freiwillige Ver- 
sicherung in der Rentenversicherung zu ermöglichen, 
um dem Urteil Rechnung zu tragen. 

Gegen eine unbeschränkte Versicherungspflicht 
hätten sie in Anbetracht der besonderen Lage sol- 
cher Ehegatten grundsätzliche Bedenken. Sie hielten 
eine Lösung für angebracht, die dem einzelnen 
Ehegatten die freie Wahl zwischen einer gesetz- 
lichen Versicherung und einem Verzicht darauf über- 
läßt. 

Dieser Antrag der Vertreter der Fraktion der FDP 
wurde von der Mehrheit des Ausschusses mit dem 
Argument abgelehnt, daß im wesentlichen auf das 
entgeltliche Arbeitnehmerarbeitsverhältnis abge- 
hoben werden müsse. 

Einer Reihe von Abgeordneten wurde die Zustim- 
mung zu Artikel 1 durch die Aufnahme einer Über- 
gangsvorschrift mit einer Befreiungsmöglichkeit in 
Artikel 2 erleichtert. Hierzu legte die Fraktion der 
CDU/CSU einen Antrag auf Einfügung eines neuen 
§ 1 vor, dem sich die Vertreter der Fraktion der FDP 
wegen der Ablehnung ihres Antrages zu Artikel 1 i 
anschlossen. i 


Ehegatten genommen werden soll. Diese Ehegatten 
haben sich bei Abschluß eines Arbeitsvertrages viel- 
fach auf die gegebene steuerliche und sozialversiche- 
rungsrechtliche Lage eingestellt und dabei nicht mit 
der Einführung einer Versicherungspflicht in der 
Rentenversicherung gerechnet. Ihre Dispositionen, 
z. B. auch diejenigen hinsichtlich von Lebensversiche- 
rungsverträgen, sollen durch die Einführung der 
Versicherungspflicht möglichst nicht beeinträchtigt 
werden. 

Hingegen müssen Ehegatten, die 1967 oder später 
eine Mitarbeit bei ihrem Ehegatten aufnehmen, die 
rechtliche Form dieser Mitarbeit auch unter Berück- 
sichtigung der Bestimmungen dieses Gesetzes nach 
allen Vor- und Nachteilen abwägen. Sie haben dabei 
auch eine etwaige Belastung durch Beiträge zur 
sozialen Rentenversicherung und die dadurch mög- 
liche eigene Anwartschaft des beschäftigten Ehegat- 
ten auf eine Rente und die Möglichkeit auf Rehabili- 
tationsmaßnahmen in Rechnung zu stellen. 

Bei der Beratung des Antrages der Koalition 
wurde im Ausschuß auch erörtert, ob eine Frist von 
3 Jahren für den Befreiungsantrag nötig sei. Sie 
wurde damit begründet, daß Ehegatten erst nach 
Erteilung eines Einkommensteuerbescheides über- 
sehen, ob die Mitarbeit die Anforderungen erfüllt, 
die an ein entgeltliches Beschäftigungsverhältnis im 
Sinne des Steuerrechts und damit in der Regel auch 
im Sinne des Sozialversicherungsrechts gestellt wer- 
den. Der Ausschuß stimmte der vorgeschlagenen 
Befreiungsvorschrift und den damit in Zusammen- 
hang stehenden Änderungen des Gesetzeswortlautes 
unverändert mit großer Mehrheit zu. 


Der Antrag betrifft alle Ehegatten, die am 31, De- j 
zember 1966 in Beschäftigung bei Ihrem Ehegatten | 
standen. Ihnen wird die Möglichkeit eingeräumt, sich i 
auf Antrag von der Versicherungspflicht befreien zu j 
lassen, ohne daß sonstige Voraussetzungen erfüllt j 
sein müssen. Der Grund für diese umfassende Be- 
freiungsmöglichkeit liegt in der Rücksicht, die auf ! 
bestehende Beschäftigungsverhältnisse zwischen j 


Er billigte damit auch die Verschiebung des In- 
krafttretens des Gesetzes, die sich aus dem Zeitab- 
lauf ergab. Im übrigen wurden Artikel 2, der die 
Nachentrichtung von Beiträgen für eine Beschäfti- 
gung beim Ehegatten während der Jahre 1956 bis 
1966 erlaubt, und die Artikel 3 und 4 angenommen. 

Die Änderungsvorschläge des Bundesrates wurden 
vom Ausschuß nicht aufgenommen. 


Bonn, den 25. Oktober 1966 


Geldner 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache V/680 — in der 
aus der anliegenden Zusammenstellung ersichtlichen 
Fassung anzunehmen. 

Bonn, den 12. Oktober 1966 

Der Ausschuß für Sozialpolitik 
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Dr. Schellenberg 

Vorsitzender 


Geldner 

Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Zweiten Rentenversicherungs-Änderungsgesetzes (2. RVAndG) 

— Drucksache V7680 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Sozialpolitik 

(18. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Zweiten 
Rentenversicherungs-Änderungsgesetzes 
(2. RVÄndG) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

§ 1228 Abs. 1 Nr. 1 der Reichsversicherungsord- 
nung, § 4 Abs. 1 Nr. 2 des Angestelltenversiche- 
rungsgesetzes und § 30 Abs. 1 Nr. 1 des Reichs- 
knappschaftsgesetzes werden gestrichen. 


Artikel 2 


§ 2 

(1) Wer in der Zeit vom 1. Januar 1956 bis zum 
30. Juni 1966 gegen Entgelt beschäftigt und nur des- 
wegen versicherungsfrei oder nicht versicherungs- 
pflichtig war, weil er bei seinem Ehegatten in Be- 
schäftigung stand, kann auf Antrag für die Zeit 
dieser Beschäftigung nach dem 31. Dezember 1955 
freiwillige Beiträge zur Rentenversicherung nach- 
entrichten, soweit er nicht für den gleichen Zeit- 


Beschlüsse des 18. Ausschusses 


Entwurf eines Zweiten 
Rentenversicherungs-Änderungsgesetzes 
(2. RVÄndG) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 
unverändert 


Artikel 2 

§ 1 

(1) Ehegatten, die am 31. Dezember 1966 bei 
ihrem Ehegatten in Beschäftigung standen und für 
die auf Grund des Artikels 1 am 1. Januar 1967 Ver- 
sicherungspflicht eintritt, sind auf Antrag für die 
Dauer dieser Beschäftigung bei ihrem Ehegatten von 
der Versicherungspflicht zu befreien. 

(2) Der Antrag auf Befreiung von der Versiche- 
rungspflicht ist bis zum 31. Dezember 1969 beim Trä- 
ger der Rentenversicherung zu stellen. Ist ein An- 
trag gestellt, so sind die Beiträge bis zur Entschei- 
dung darüber zu stunden. 

§ 2 

(1) Wer in der Zeit vom 1. Januar 1956 bis zum 
31. Dezember 1966 gegen Entgelt beschäftigt und nur 
deswegen versicherungsfrei oder nicht versicherungs- 
pflichtig war, weil er bei seinem Ehegatten in Be- 
schäftigung stand, kann auf Antrag für die Zeit 
dieser Beschäftigung nach dem 31. Dezember 1955 
freiwillige Beiträge zur Rentenversicherung nach- 
entrichten, soweit er nicht für den gleichen Zeit- 
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Entwurf 

raum zur freiwilligen Selbst- oder Weiterversiche- 
rung berechtigt war. Der Antrag kann nur bis zum 
31. Dezember 1967 gestellt werden. 


(2) Ist der Betrag, den der Beschäftigte erhalten 
hat, nicht als steuerpflichtiger Arbeitslohn behan- 
delt worden oder ist der Betrag vom Unterneh- 
mer bei der Ermittlung des steuerpflichtigen Ge- 
winns nicht als Betriebsausgabe berücksichtigt wor- 
den, oder war der Ehegatte in der Zeit vom 1. Ja- 
nuar 1956 bis zum 30. Juni 1966 nicht wenigstens 
12 Kalendermonate bei seinem Ehegatten beschäf- 
tigt, so wird vermutet, daß die Eheleute nicht den 
Willen hatten, ein Beschäftigungsverhältnis, das 
Versicherungspflicht in der Rentenversicherung her- 
beigeführt haben würde, zu begründen. 

(3) Die Beiträge können nur unmittelbar an den 
Träger der Rentenversicherung entrichtet werden. 
Sie sind zu dem Zweig der Rentenversicherung zu 
entrichten, an den sie bei Bestehen der Versiche- 
rungspflicht während des Nachentrichtungszeit- 
raums zu entrichten gewesen wären. Artikel 2 § 52 
Abs. 1 Sätze 3 und 4, Abs. 3 und 4 des Arbeiter- 
rentenversicherungs-Neuregelungsgesetzes und Ar- 
tikel 2 § 50 Abs. 1 Sätze 3 und 4, Abs. 3 und 
4 des Angestelltenversicherungs-Neuregelungsge- 
setzes finden entsprechende Anwendung. 

(4) Absätze 1 bis 3 gelten entsprechend für Hin- 
terbliebene der in Absatz 1 genannten Personen. 

(5) Eine Leistung aus den Beiträgen nach Absät- 
zen 1 bis 4 wird frühestens vom 1. November 1964 
an gewährt. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 4 

Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 1966 in Kraft. 


Beschlüsse des 18. Ausschusses 

raum zur freiwilligen Selbst- oder Weiterversiche- 
rung berechtigt war. Der Antrag kann nur bis zum 
31. Dezember 1967 gestellt werden. Eine Befreiung 
von der Versicherungspflicht nach § 1 schließt die 
Nachentrichtung vön Beiträgen aus. 

(2) Ist der Betrag, den der Beschäftigte erhalten 
hat, nicht als steuerpflichtiger Arbeitslohn behan- 
delt worden oder ist der Betrag vom Unterneh- 
mer bei der Ermittlung des steuerpflichtigen Ge- 
winns nicht als Betriebsausgabe berücksichtigt wor- 
den, oder war der Ehegatte in der Zeit vom 1. Ja- 
nuar 1956 bis zum 31. Dezember 1966 nicht wenig- 
stens 12 Kalendermonate bei seinem Ehegatten be- 
schäftigt, so wird vermutet, daß die Eheleute nicht den 
Willen hatten, ein Beschäftigungsverhältnis, das 
Versicherungspflicht in der Rentenversicherung her- 
beigeführt haben würde, zu begründen. 

(3) unverändert 


(4) unverändert 

(5) unverändert 


Artikel 3 
unverändert 


Artikel 4 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1967 in Kraft. 
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